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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian von Brunn, Annette Karl, Ruth Müller, Martina Fehlner, 
Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rinderspacher, Dr. Simone 
Strohmayr, Arif Taşdelen, Margit Wild, Klaus Adelt, Horst Arnold, Inge Aures, 
Christian Flisek, Harald Güller, Alexandra Hiersemann, Doris Rauscher, Florian 
Ritter, Stefan Schuster, Diana Stachowitz, Ruth Waldmann und Fraktion (SPD) 

Haushaltsplan 2023; 
hier: Verstärkte Nutzung der Geothermie 

(Kap. 07 05 Tit. 894 76) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2023 werden folgende Änderungen vorgenommen: 

In Kap. 07 05 (Energiewirtschaft und Landesentwicklung) wird der Ansatz im Tit. 894 76 
(Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur verstärkten Nutzung der Geothermie) zur ver-
stärkten Nutzung der Geothermie in Bayern von 7.500,0 Tsd. Euro um 7.500,0 Tsd. 
Euro auf 15.000,0 Tsd. Euro angehoben. 

Die Verpflichtungsermächtigung wird von 7.500,0 Tsd. Euro um 77.500,0 Tsd. Euro auf 
85.000,0 Tsd. Euro erhöht. 

 

 

Begründung: 

Bayern hat beste Voraussetzungen im Bereich der Geothermie, die bei der Dekarboni-
sierung der Wärmeversorgung eine zentrale Rolle spielen muss. Bisher wird ihr enor-
mes Potenzial in Bayern allerdings völlig unzureichend genutzt. Die von der Staatsre-
gierung veranschlagten 15 Mio. Euro (7,5 Mio. Euro Mittel und 7,5 Mio. Euro Verpflich-
tungsermächtigung) reichen bei Weitem nicht aus, um die notwendigen Investitionen in 
die Geothermie zu befördern. 

Um das erklärte Ziel der Staatsregierung, 25 Prozent des Wärmebedarfs bis 2050 aus 
Geothermie zu decken, erreichen zu können, benötigt Bayern ein umfassendes landes-
eigenes Investitionsprogramm, das Elemente wie Zuschüsse für Versicherungsprämien 
(Fündigkeits-, Bohrrisiken etc.) und die Absicherungen von Anfangsinvestitionen von 
finanzschwachen Kommunen sicherstellt und Akzeptanzmaßnahmen forciert. Die Not-
wendigkeit, dass der Freistaat hier neben der Bundesförderung für effiziente Wärme-
netze (BEW) einsteigt, wurde von der Fachwelt deutlich gemacht. Die 15 Mio. Euro 
(7,5 Mio. Euro Mittel und 7,5 Mio. Euro Verpflichtungsermächtigung) sind für dieses 
Großprojekt jedoch nur ein Tropfen auf den heißen Stein. 


